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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas 
Kreuzer, Josef Zellmeier, Dr. Florian Herrmann, 
Petra Guttenberger, Norbert Dünkel, Alexander 
Flierl, Max Gibis, Jürgen W. Heike, Bernd Kränzle, 
Manfred Ländner, Otto Lederer, Ludwig Freiherr 
von Lerchenfeld, Andreas Lorenz, Dr. Hans Reich-
hart, Dr. Franz Rieger, Eberhard Rotter, Martin 
Schöffel, Karl Straub, Peter Tomaschko, Manuel 
Westphal, Mechthilde Wittmann und Fraktion 
(CSU) 

Drs. 17/5002 

Verteidigung von Sicherheit und Freiheit – Maß-
nahmen gegen islamistischen Terror effizient ver-
stärken 

Der Anschlag und die Geiselnahmen in Paris haben 
Europa zutiefst erschüttert. Diese feigen Taten sind 
durch nichts gerechtfertigt.  

Der Landtag spricht den Hinterbliebenen der Opfer 
und dem französischen Volk sein Mitgefühl aus. 

Es ist die erste Aufgabe des Staates, seine Bürgerin-
nen und Bürger wirkungsvoll zu schützen. Durch die 
Anschläge in Paris werden die sicherheitspolitischen 
Herausforderungen des islamistischen Terrorismus 
noch klarer als vorher.  

Aus diesem Grund fordert der Landtag: 

1. Die Überwachung islamistischer Organisationen 
durch Polizei, Verfassungsschutz und alle übrigen 
Sicherheitsbehörden muss hohe Priorität genie-
ßen.   
Daher begrüßt der Landtag, dass die Staatsregie-
rung am 13. Januar 2015 beschlossen hat, ange-
sichts des stetig wachsenden Gefährdungspoten-
zials durch gewaltbereite Islamisten die notwendi-
gen finanziellen und personellen Ressourcen der 
Sicherheitsbehörden entsprechend zu verstärken 
und den bayerischen Sicherheitsbehörden 100 zu-
sätzliche Stellen zur Verfügung stellen, die neben 
der Polizei auch den Verfassungsschutz stärken. 

Angesichts des stetig wachsenden Gefährdungs-
potenzials durch gewaltbereite Islamisten müssen 
zukünftig verstärkt auch Maßnahmen der Präven-
tion und Intervention genutzt werden, um einer 
Radikalisierung vor allem junger Menschen vor-
zubeugen und Radikalisierungsprozesse z.B. bei 
Rückkehrern umzukehren.   
Dabei sind hier nicht nur die Sicherheitsbehörden 
gefordert. Ein ganzheitlicher Ansatz schließt Be-
reiche der Bildungsarbeit ebenso mit ein, wie 
Maßnahmen aus dem Bereich der Integrations- 
und Sozialpolitik sowie der Jugendarbeit oder des 
Strafvollzugs. Der Landtag unterstützt daher aus-
drücklich die Entwicklung eines bayerischen Prä-
ventionsnetzwerks. 

2. Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf 
Bundesebene und gegenüber der Europäischen 
Union dafür einzusetzen, 

─ dass die Verpflichtung zur zeitlich begrenzten 
Speicherung von Kommunikationsverkehrsda-
ten umgehend wieder eingeführt wird; 

─ dass die Sicherheitsbehörden die Möglichkeit 
erhalten, auch verschlüsselte Kommunikation 
überwachen zu können; 

─ dass Deutschen mit einer zusätzlichen aus-
ländischen Staatsangehörigkeit, die im Aus-
land im Namen einer terroristischen Vereini-
gung kämpfen, die deutsche Staatsangehörig-
keit entzogen wird; 

─ dass eine gesetzliche Grundlage geschaffen 
wird, neben Reisepässen auch Personalaus-
weise vorübergehend einziehen zu können 
und Ersatzdokumente mit Reiseeinschränkung 
auszustellen, um eine Ausreise in den 
Dschihad auch aus einem der anderen 
Schengenländer wirksam verhindern zu kön-
nen; 

─ dass die Kontrollintensität an den EU-Außen-
grenzen verstärkt wird und ein verbesserter In-
formationsaustausch innerhalb der Europäi-
schen Union und mit der Türkei stattfindet, um 
Ein- und Ausreisebewegungen von Dschiha-
disten effektiver nachvollziehen zu können. 
Daneben muss ein europäisches Abkommen 
zum Austausch von Fluggastdaten verab-
schiedet werden, um erfolgte innereuropäi-
sche Reisebewegungen besser beobachten 
zu können; 
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─ dass eine Verschärfung des Strafgesetzbuchs 
auf den Weg gebracht wird, um schon die 
Ausreise zum Zweck der Teilnahme an terro-
ristischen Handlungen mit Mitteln des Straf-
rechts zu bekämpfen; 

─ dass die „Sympathiewerbung“ für in- und aus-
ländische Terrororganisationen und kriminelle 
Vereinigungen – auch außerhalb des Vereins-
rechts – wieder unter Strafe gestellt wird. 

Die Präsidentin 

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 


